
  

Interpellation Nr. 21 (April 2017) 

betreffend kritisches Hinterfragen ausländischer Politik in den religiösen Gemeinschaften 
17.5106.01 

 

Verschiedene Zeitungen berichteten in den letzten Tagen von nachweisbaren Ausspionierungen türkischer 
Staatsangehöriger durch der Regierung von Erdogan nahestehenden Institutionen in der Schweiz. Betroffen 
davon sind nicht nur Anhänger von Fetullah Gülen, sondern alle, sich insbesondere gegenüber der kommenden 
Referendumsabstimmung kritisch äussernden, türkischen Staatsbürger. Journalisten, Gewerkschafter, Künstler, 
Politiker und weitere Menschen, die sich dem Ausbau der Macht von Präsident Erdogan in den Weg stellen, 
werden als Terroristen bezeichnet und in der Türkei verfolgt und inhaftiert.  

Die direkte Verbindung zwischen der türkischen Religionsbehörde Diyanet und der Partei AKP des Präsidenten 
Erdogan gibt auch in Basel Anlass zur Sorge, dass Informationen über sich gegenüber Erdogan kritisch 
äussernden Personen in die Türkei weitergeleitet werden und in den Vereinen, die Diyanet und/ oder der AKP 
nahestehen, ·zu Spitzeltätigkeiten aufgerufen wird oder diese Vereine sogar durch die AKP zu dieser Tätigkeit 
verpflichtet werden. 

Diyanet ist in den vergangenen Jahren durch eine bedenkliche Auslegung des Islams aufgefallen, welche mit 
unseren Grundwerten teilweise in Widerspruch steht (Bsp. Cartoon für Kinder, der den Märtyrertod als etwas 
Gutes darstellt). 

In Basel muss es weiterhin möglich sein, die jeweilige persönliche Religion zu leben, ohne dass aber dadurch 
ausländische Staaten versuchen, Einfluss auf das hiesige Geschehen zu nehmen. Ein friedliches Miteinander 
aller Religionen und Kulturen muss möglich sein, wozu auch die kritische Äusserung gegenüber den 
Geschehnissen in der Türkei gehört. 

In diesem Zusammenhang bitte ich die Regierung zu folgenden Fragen Stellung zu beziehen: 

1. Ist sich die Basler Regierung der schwierigen Situation der türkischen Staatsangehörigen bewusst, die der 
Regierung Erdogan kritisch gegenüberstehen? 

2. Sind der Basler Regierung Fälle von Ausspionierungen türkischer Staatsangehöriger bekannt? Wenn ja, 
wieviele? 

3. An wen können sich Betroffene, die den Verdacht hegen, dass sie durch die türkische Regierung 
ausspioniert werden, wenden? (Dies ist insbesondere dann von Wichtigkeit, wenn türkische 
Staatsangehörige in die Türkei reisen wollen und dort evtl. von einer Inhaftierung bedroht sind). 

4. Wie wird in Basel sichergestellt, dass in den Moscheen keine politische Propaganda betrieben wird? 

5. Wie stellt sich die Regierung zur der Frage der Finanzierung der Moscheen resp. der dort predigenden 
Imame durch ausländische Regierungen? 

6. Wie werden die Finanzen der Moscheen geprüft? Müssen sie ihre Finanzströme offenlegen? 

7. Die Basler Muslim Kommission (BMK) ist ein wichtiger Ansprechpartner der Basler Regierung und das 
eigentliche offizielle Sprachrohr der Basler Muslime. Findet mit der BMK ein kritischer Dialog bzgl. der 
Vorwürfe des Ausspionierens in türkischen Moscheen und Vereinen statt? Wie positioniert sich die BMK 
zu den Vorgängen rund um Diyanet und den Vorwürfen des Ausspionierens? 

8. Sind aus anderen Ländern wie der Türkei ähnliche Einflussnahmen in den Moscheen und Vereinen 
bekannt? Wenn ja, welche? 

9. Was unternimmt die Basler Regierung, um den Frieden zwischen den verschiedenen Ethnien aus der 
Türkei, welche in Basel leben, zu wahren? 
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